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Antrag 
 

Vorlage-Nr: 
Öffentlichkeitsstatus: 

 
VO/2013/2879 

Resolution „Dialog statt staatlicher Gewalt in der Türkei 
Beratungsfolge: 
Gremium Datum Sitzungs- 

art 
Zuständigkeit TOP- 

Nr. 

Verwaltungsausschuss 25.06.2013 N Vorberatung 9.10 

Rat der Stadt Osnabrück 25.06.2013 Ö Entscheidung 5.10 

 
Beschluss: 
 
Viele Mitbürgerinnen und Mitbürger unserer Stadt haben türkische Wurzeln. Diese blicken 
mit großer Sorge um Verwandte und Bekannte in ihre Heimat. 
Der Rat der Friedensstadt Osnabrück unterstützt die Bemühungen der Bundesregierung 
sowie vieler Parteien, Organisationen und Initiativen, die türkische Regierung zu einer friedli-
chen Lösung des Konfliktes zu bewegen und in einen friedlichen Dialog mit ihren Bürgerin-
nen und Bürgern einzutreten. 
Der Rat der Friedensstadt Osnabrück erklärt sich solidarisch mit seinen besorgten türkischen 
Mitbürgern und kritisiert die „Politik der harten Hand“ des türkischen Premierministers Erdo-
gan. 
Insbesondere vor dem Hintergrund der guten partnerschaftlichen Beziehungen nach Canna-
kkale fordert der Rat der Stadt Osnabrück alle Verantwortlichen auf, sich gegen die Gewalt 
an den Bürgerinnen und Bürgern der Türkei auszusprechen und sie in ihren demokratischen 
Rechten zu unterstützen. 
Friedliche Demonstranten wurden verhaftet und unverhältnismäßiger Gewalt ausgesetzt. 
Diese willkürliche Gewalt muss beendet werden. Die Presse- und Meinungsfreiheit sowie 
das Demonstrationsrecht sind die Eckpfeiler einer lebendigen Demokratie. Die staatlichen 
Übergriffe gegen friedlich demonstrierende Menschen werden verurteilt. Es ist ein hohes 
Gut, gegen gesellschaftliche und politische Missstände zu demonstrieren. 
 
 

 
Beratungsergebnis: 
 
Einstimmig angenommen 
 


